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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Wolfgang Thierse, Jörg Tauss, Edelgard Bulmahn, Doris 
Odendahl, Doris Barnett, Siegmar Mosdorf, Hans-Werner Berti, Lilo Blunck , Arne 
Börnsen (Ritterhude), Anni Brandt-Elsweier, Tilo Braune, Ursula Burchardt, Hans 
Martin Bury, Wolf-Michael Catenhusen, Dr. Marliese Dobberthien, Peter Enders, 
Annette Faße, Elke Ferner, Lothar Fischer (Homburg), Gabriele Fograscher, Arne 
Fuhrmann, Monika Ganseforth, Günter Gloser, Uwe Göllner, Angelika Graf 
(Rosenheim), Klaus Hagemann, Christel Hanewinckel, Rolf Hempelmann, Monika 
Heubaum, Uwe Hiksch, Stephan Hilsberg, Ingrid Holzhüter, Barbara Imhof, Slegrun 
Klemmer, Walter Kolbow, Nicolette Kressl, Thomas Krüger, Horst Kubatschka, 
Helga Kühn-Mengel, Klaus Lennartz, Christa Lörcher, Dieter Maaß (Herne), 

Winfried Mante, Dorle Marx, Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Ursula Mogg, Dr. Edith 
Niehuis, Karin Rehbock-Zureich, Margot von Renesse, Dr. Edelbert Richter, Günter 
Rixe, Gerhard Rübenkönig, Marlene Rupprecht, Dr. Hansjörg Schäfer, Gudrun 
Schaich-Walch, Dieter Schanz, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Ulla Schmidt 
(Aachen), Heinz Schmitt (Berg), Ottmar Schreiner, Dietmar Schütz (Oldenburg), 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Bodo Seidenthal, Lisa Seuster, Dr. Sigrid Skarpelis- 
Sperk, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, Wieland Sorge, Wolfgang Spanier, Ludwig 
Stiegler, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Franz Thönnes, Adelheid Tröscher, Ute 
Vogt (Pforzheim), Reinhard Weis (Stendal), Hildegard Wester, Inge Wettig- 
Danielmeier, Dr. Norbert Wieczorek, Heidemarie Wieczorek-Zeul, Dr. Wolfgang 
Wodarg, Verena Wohlleben, Hanna Wolf (München), Rudolf Scharping und der 
Fraktion der SPD 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/7385, 13/7934 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rahmenbedingungen für Informations- 
und Kommunikationsdienste 

(Informations- und Kommunikationsdienste-Gesetz- luKDG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Bundesregierung hat einen Entwurf für ein Informations- und 
Kommunikationsdienstegesetz (luKDG) vorgelegt, das, zusammen 
mit dem Mediendienste- Staatsvertrag (MDSV) der Bundesländer, 
Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft politisch und 
rechtlich ebnen soll. 
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Welche Beschäftigungsbilanz die Entwicklung zur InformationS“ 
gesellschaft in Deutschland nach sich ziehen wird, entscheidet sich 
nicht zuletzt daran, wie die ordnungspolitischen Rahmenbedin- 
gungen die Rechte des Einzelnen wahren und Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie und Forschung be- 
fördern. Der Deutsche Bundestag begrüßt es daher ausdrücklich, 
daß sich die Bundesregierung im Hinblick auf die Regulierung der 
Neuen Medien zu einem gemeinsamen Vorgehen mit den Bun- 
desländern durchringen konnte. 

Leider weist der gefundene Kompromiß in wesentlichen Kern- 
punkten noch Mängel auf, die im internationalen Wettbewerb von 
Schaden sein könnten und notwendige Entwicklungen in Deutsch- 
land behindern werden: 

In der vorliegenden Form wirkt die geplante Regulierung innovati- 
onshemmend und dem Vertrauen der Bürger und der Wirtschaft ab- 
träglich. Anstatt Rechtssicherheit zu schaffen, sind andauernde 
Kompetenzstreitigkeiten absehbar, werden Wirtschaft und Staat mit 
den Folgekosten belastet. Die vorgesehenen Regelungen sind un- 
zureichend flexibel, werden dem Tempo der Entwicklung und der 
Verbreitung der Informations- und Kommunikationstechnik nicht 
gerecht und fördern die Herausbildung technischer und organisa- 
torischer Strukturen, die international nicht wettbewerbsfähig sein 
können. Die globale Dimension des Internet wie auch das Zusam- 
menwachsen der bisher getrennten Bereiche Telekommunikation, 
Informationstechnik und Medien, darf nicht ignoriert werden. 

Bund und Länder müssen gemeinsam daran arbeiten, Doppelre- 
gulierungen und Rechtsunsicherheiten abzubauen, die Investiti- 
onsentscheidungen für den deutschen Standort behindern und Zu- 
kunftschancen verbauen. 

Der Gesetzentwurf ist im Deutschen Bundestag auf Wunsch der 
Regierungskoalition unter großem Zeitdruck beraten worden. Für 
die Vorbereitung und Auswertung der von der SPD durchgesetz- 
ten öffentlichen Anhörung am 14. Mai 1997 blieb nicht ausreichend 
Zeit. Bei den parlamentarischen Beratungen ist auch deutlich ge- 
worden, daß die Bundesressorts sich keinesfalls einig sind über den 
Inhalt des Gesetzes. Hinzu kommt, daß die Bundesregierung sich 
bei ihrer Stellungnahme zu den Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates vom 20. Dezember 1996 nicht zu einem klaren Votum hat 
durchringen können und nur in wenigen Fällen zu einer Prüfung 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren bereitgefunden hat. Auch 
dies hat den Beratungsgang im Deutschen Bundestag belastet. 

Angesichts dieser Sachlage kann von einer alle Gesichtspunkte 
würdigenden Beratung und der Möglichkeit zu einer abschließen- 
den Urteilsbildung zu den Änderungsanträgen der Koalitionsfrak- 
tionen und dem Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlußemp- 
fehlung des federführenden Ausschusses nicht gesprochen werden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf: 

1. Informationstechnik, Medien- und Telekommunikation zu- 
sammenzudenken und zu einer multimedialen Kommunikati- 
onspolitik fortzuentwickeln; 
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Der vorliegende Gesetzentwurf versucht, die überkommene, 
zunehmend verschwimmenden Grenzen zwischen Rundfunk 
und Nicht-Rundfunk weiter fortzuschreiben. Die Folgen sind 
unauflösliche Abgrenzungsprobleme. Die daraus resultieren- 
den Kosten werden auf die Unternehmen, die politischen 
Grundentscheidungen auf die Gerichte abgewälzt. 

Traditionell getrennte Felder wie die Medien- und Telekom- 
munikationspolitik müssen künftig zusammengedacht und zu 
einer multimedialen Kommunikationspolitik fortentwickelt 
werden. Dazu bedarf es einer einheitlichen, nationalen Me- 
dienordnung, die alle Arten von Medien umfaßt, mit einer ins- 
gesamt zuständigen Regulierungsinstanz, die auf die raschen 
Veränderungen flexibel reagieren kann und die verfassungs- 
mäßigen Rechte der Länder sichert. Nur so kann eine trag- 
fähige Gesamtarchitektur für die Kommunikationsordnung der 
Zukunft in einer globalen Informationsgesellschaft entwickelt 
werden. 

2. den Zugang zu den informationellen Infrastrukturen für die 
Bürgerinnen und Bürger offenzuhalten: 

Aufgabe einer verantwortlichen Medien- und Kommunikati- 
onspolitik ist es, den Zugang zu den Informationsinfrastruktu- 
ren offenzuhalten, soll er nicht im digitalen Zeitalter zur ent- 
scheidenden sozialen Hürde werden. Zugang bedeutet dabei 
nicht nur (technischen) Zugang zur Telekommunikationsinfra- 
struktur, sondern meint auch den notwendigen Zugang zu be- 
deutsamen Inhalten sowie Zugang als Anbieter oder Nutzer. 

Angesichts der Konvergenz der bisher getrennten Politikfelder 
sind die Definitionen des Universaldienstes (Telekommunika- 
tion) und der Grundversorgung (Medien) endlich zusammen- 
zudenken und im Sinne einer Dualen Informationsordnung auf 
die ganze Palette der Informations- und Kommunikations- 
möglichkeiten auszudehnen. Anbieter sollten zur Zugangs- 
eröffnung verpflichtet, demokratische Kommunikationsstruk- 
turen - wie z. B. die unmoderierten Newsgruppen des Internet 
- grundsätzlich gefördert statt behindert werden. 

3. klare Verantwortlichkeitsregelungen für Provider zu schaffen; 

Eine Regelung der Verantwortlichkeit der Service-Provider 
müßte in realistischer Anerkennung der technischen Möglich- 
keiten und Gegebenheiten davon ausgehen, daß diese nicht 
schlechthin eine Verantwortlichkeit für Rechtsverstöße Dritter 
trifft, ebensowenig wie die Post für die Übermittlung straf- 
rechtlich relevanter Inhalte verantwortlich sein kann. Eine über 
die Fälle positiver Kenntnis hinausgehende Verantwortlichkeit 
würde dem Provider Sorgfalts- und Überwachungspflichten 
auferlegen, denen er von vornherein nicht nachkommen kann. 

Inwieweit sich aus den Verantwortlichkeitsregeln von luKDG 
und MDSV im Alltag des Internet eine umfassende Kontroll- 
pflicht für Provider ergibt, ist nicht abzusehen und wird im we- 
sentlichen der künftigen Rechtsprechung überlassen. Die Un- 
bestimmtheit der verwendeten Rechtsbegriffe trägt kaum zur 
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Klärung der unsicheren Rechtslage bei, so sehr der liberale An- 
satz der Regelungen im Grundsatz auch zu begrüßen ist. 

Verantwortungsvolle Politik darf die Beantwortung der Frage 
nach der Durchsetzbarkeit nationaler rechtlicher Normen in ei- 
ner globalen Informationsgesellschaft nicht allein den Gerich- 
ten überlassen. Anstatt „symbolisches'' Recht zu schaffen, soll- 
te die Bundesregierung befriedigende Regelungen anstreben. 

4. den Paradigmenwechsel im Datenschutz umzusetzen: 

Ohne ausreichenden Datenschutz wird keine ausreichende 
Akzeptanz bei den Nutzern und keine Erfüllung der in die Ent- 
wicklung neuer elektronischer Märkte gesetzten Erwartungen 
zu erreichen sein. Angesichts weltweiter Vernetzung und Ver- 
fügbarkeit elektronischer Angebote gewinnt dabei der Para- 
digmenwechsel im technischen und rechtlichen Datenschutz 
vom Systemdaten- hin zum Selbstdatenschutz enorme Bedeu- 
tung. Datenvermeidung, anonyme und pseudonyme Nut- 
zungsmöglichkeiten und die Stärkung der Auskunftsrechte der 
Betroffenen, auch gegenüber Privaten, sind Grundvorausset- 
zungen eines effektiven Schutzes der Beteiligten in elektroni- 
schen Netzen. 

Die Verwirklichung eines hohen Datenschutzniveaus kann 
wegweisend und ein Wettbewerbsvorteil sein. Gleichzeitig for- 
dert die Verlagerung des Processings ins Ausland zu verstärk- 
ten Anstrengungen auf internationaler Ebene heraus. 

Den Problemen moderner Informations- und Kommunikati- 
onstechniken ist nicht durch Technikfeindschaft, sondern 
durch einen interessengerechten Datenschutz mit rechtlichen 
und technischen Mitteln zu begegnen. Sinnvolle Äquivalente 
zum Barkauf des täglichen Lebens können auf den elektroni- 
schen Märkten der Zukunft durch anonyme Angebote reali- 
siert werden, mit vorbezahlten Wertkarten können elektroni- 
sche Leistungen in Anspruch genommen werden, ohne die 
Interessen des Anbieters an der Bezahlung seiner Dienstlei- 
stung zu beeinträchtigen und ohne daß der Nutzer Datenspu- 
ren hinterlassen muß. Im übrigen kann das Interesse der An- 
bieter an einer Auswertung des Nutzerverhaltens durch 
technische Möglichkeiten pseudonymen Handelns sicherge- 
stellt werden, die einen gerechten Ausgleich der Interessen 
zwischen Anbieter und Nutzer ermöglichen, so lange die Auf- 
deckung des Pseudonyms zwischen den Parteien im Konflikt- 
fall sichergestellt ist. Die Entwicklung und Implementierung 
solch datenschutzgerechter Technologien ist daher durch staat- 
liche Maßnahmen anzuregen und zu befördern. 

Durch eine Revision des Datenschutzrechts muß den neuen 
Herausforderungen Rechnung getragen werden. Im Kontext 
der EU-Datenschutzrichtlinien sind dabei Regelungsniveau 
und Regelungsinstrumente, insbesondere des allgemeinen Da- 
tenschutz- und Telekommuiükationsrechts, an die technischen 
Möglichkeiten der Datenverarbeitung und die rechtlichen Er- 
fordernisse unter Berücksichtigung des angedeuteten Para- 
digmenwechsel zügig anzupassen und zu vereinheitlichen. Iso- 
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lierte, auf einzelne Anwendungsbereiche begrenzte Regelun- 
gen zum Datenschutz, wie bei den Tele- und Mediendiensten, 
führen dagegen zu Abgrenzungsproblemen und Kollision mit 
anderen Vorschriften. Unabgestimmte, sich widersprechende 
Datenschutzbestimmungen müssen vermieden werden und 
sollten besser im Rahmen der anstehenden Novellierung des 
BDSG erfolgen. 

Verpflichtungen, wie sie luKDG und MDSV etwa zum Daten- 
schutz vorsehen, sind für sog. Corporate Networks, also ge- 
schlossene Local Area Networks (LANs) und Intranets inner- 
halb oder zwischen Unternehmen ungeeignet. Diese sollten 
daher aus dem Geltungsbereich ausgenommen werden. 
Jedoch muß auch die Verarbeitung von Arbeitnehmer- und 
Nutzerdaten innerhalb und zwischen Unternehmen den spe- 
zifischen Herausforderungen neuer Informations- und Kom- 
munikationstechniken genügen. Die Möglichkeiten, im Rah- 
men von Betriebsvereinbarungen ein den Erfordernissen 
angemessenes Datenschutzniveau innerhalb von Unterneh- 
men herzustellen, sind zu stärken. 

5. freiwillige Datenschutz- Audits zuzulassen: 

Bei der Ausgestaltung neuer Regelungen zum Datenschutz 
sollte der Akzent deutlicher auf einer Mischung zwischen Rah- 
menrecht und wirtschaftlichen Instrumenten liegen. Die Im- 
plementierung eines freiwilligen Datenschutz-Audits wäre 
entsprechend der Vorschläge des Bundesrates dabei eine wich- 
tige und effektive Ergänzung der bisherigen Datenschutzkon- 
trollen durch die Beauftragten des Bundes und der Länder. Der 
sichere und ordnungsgemäße Umgang mit personenbezoge- 
nen Daten könnte damit als Qualitätsmerkmal noch mehr als 
heute zum Wettbewerbsargument für die Unternehmen wer- 
den. Ein freiwilliges Datenschutz-Audit mit Einbeziehung der 
Arbeitnehmervertretungen würde den Unternehmen dafür ei- 
nen Anreiz verschaffen, da sie so ihre Bemühungen nach außen 
dokumentieren und nach innen verbessern könnten. 

6. den Zugriff staatlicher Stellen auf Bestandsdaten der Nutzer in 
verhältnismäßiger Weise zu beschränken: 

Regelungen im Bereich der Informations- und Kommunikati- 
onstechnik müssen mit denen der Strafprozeßordnung harmo- 
nisieren. Nur weil Bestandsdaten per Teledienst erhoben wer- 
den, darf die Eingriffsbefugnis der Sicherheitsbehörden nicht 
in der vorgesehenen unverhältnismäßigen Weise ausgedehnt 
werden. Die Regelungen müssen mit dem freiheitlichen Cha- 
rakter einer offenen Gesellschaft und mit unseren verfas- 
sungsrechtlichen Grundwerten übereinstimmen. 

7 . bestehende Rechtsunsicherheiten im Bereich der digitalen Sig- 
natur zu beheben: 

Die Notwendigkeit digitaler Signaturen zur Sicherung der In- 
tegration und Authentizität elektronischer Dokumente ist un- 
bestritten. 
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Wirksame Kryptoverfahren und vertrauenswürdige Systeme 
vorausgesetzt, könnten sie einen wichtigen Beitrag zur Ent- 
wicklung des elektronischen Rechtsverkehrs leisten. Der Deut- 
sche Bundestag begrüßt daher die Initiative, ein Gesetz zur di- 
gitalen Signatur (SiG) zu schaffen, das eine vertrauenswürdige 
Infrastruktur ermöglichen und damit zugleich ein Beispiel für 
die internationale Entwicklung geben soll. Eine technisch-or- 
ganisatorische Sackgasse muß vermieden werden. 

Die Zukunft des elektronischen Rechtsverkehrs ist von der 
Tauglichkeit und Sicherheit technischer Verfahren abhängig, 
die den Parteien eine beweissichere Kommunikation ermögli- 
chen. Es ist eine staatliche Aufgabe, die Grundanforderungen 
für entsprechende Angebote und Dienstleistungen im Interes- 
se eines gleichgewichtigen elektronischen Rechtsverkehrs zu 
regulieren. 

Diese Anforderungen müssen einerseits die Interessen der be- 
teüigten Vertragspartner an beweissicheren Verfahren berück- 
sichtigen, anderseits jedoch auch dynamisch den technischen 
Erkenntnisfortschritt berücksichtigen. Sicherzustellen ist die 
Transparenz zwischen den Angeboten und die Einhaltung aus- 
reichender Sicherheitsanforderungen. 

Erst die Gewährleistung eines ausreichenden Sicherheitsni- 
veaus digitaler Signaturverfahren ist Voraussetzung für eine 
Lockerung der Schriftform. Eine Privilegierung digitaler Sig- 
naturen im Rahmen der Zivilprozeßordnung ist schon im Hin- 
blick auf die Rechtsordnungen anderer Industriestaaten nicht 
angezeigt. Ohnehin sind Gesetzesänderungen im Bereich von 
Schriftform und Beweisrecht solange zurückzustellen, bis ver- 
läßliche Erfahrungen im Umgang mit der Technik und Imple- 
mentierung digitaler Signaturen vorliegen. In diesem Sinne ist 
der Experimentiercharakter des Gesetzes besonders hervor- 
zuheben. Die Entwicklung sicherer Kommunikationstechniken 
kann in einer Informationsgesellschaft durch staatliches Rah- 
menrecht befördert, letztlich aber nicht erzwungen werden, 
schon gar nicht durch eine Deregulierung des Zivilrechts. 

Im Interesse des Datenschutzes, der Datensicherheit und im In- 
teresse eines beweissicheren Rechtsverkehrs sowie zur Schaf- 
fung von mehr Rechtssicherheit für Unternehmen wäre an die- 
ser Stelle zudem dringend eine gesetzliche Klarstellung 
geboten, daß über das Signaturgesetz hinaus keine Ein- 
schränkungen bzw. Regulierungen kryptographischer Verfah- 
ren bzw. teilnehmerautonomer Verschlüsselung vorgenommen 
werden. Kryptographie muß als eine der Schlüsseltechnologi- 
en der Informationsgesellschaft begriffen werden, anstatt ihre 
Anwendung zu diskreditieren oder gar zu kriminalisieren. 

8. die Infrastruktur vertrauenswürdiger zu gestalten: 

Ob sich der elektronische Rechtsverkehr positiv entwickeln 
kann und mit ihm die elektronischen Marktplätze, hängt un- 
mittelbar davon ab, ob die angebotenen Verfahren und Kon- 
zepte Vertrauen und damit Akzeptanz gewinnen und welche 
Kontrollinfrastruktur installiert wird. Zurecht stellt das Signa- 
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turgesetz die Tätigkeit der Zertifizierungsstellen unter staatli- 
che Aufsicht. Die vorgesehenen Regelungen zur Kontrolle der 
privaten Unternehmen reichen jedoch noch nicht aus. Mit den 
vorgesehenen Regelungen werden radfahrende Kontrolleure 
auf die Jagd nach porschefahrenden Tätern geschickt. 

Um eine deutlich größere Markttransparenz zu erreichen und 
um die im Gesetz vorgesehene Kontrolle durch Wettbewerb zu 
fördern, sollten die Ergebnisse der letzten Überprüfung in ei- 
ner Kurzform aus dem Verzeichnis der Regulierungsbehörde 
abrufbar sein. Die Zertifizierungsstellen bekämen so die Mög- 
lichkeit, mit dem Ergebnis der letzten Prüfung als Qualitäts- 
und Sicherheitsmerkmal zu werben. 

Vertrauen kann nur entstehen, wo die Bereitschaft besteht, bei 
Vertrauensbrüchen zu haften. Dementsprechend müssen noch 
Haftungsregelungen in das Signaturgesetz eingeführt werden, 
wobei sich ein Gefährdungshaftungstatbestand in Verbindung 
mit der Verpflichtung zum Abschluß einer Haftpflichtversi- 
cherung und einer gesetzlichen Haftungsobergrenze anbietet. 

Um das notwendige Maß an Vertrauenswürdigkeit zu ge- 
währleisten, muß die Generierung des privaten Signatur- 
schlüssels geheim und sicher erfolgen. Schlüsselgenerierung, 
Personenidentifizierung, Zertifizierung und Schlüssellagerung 
sollten daher am besten personell und funktional getrennt er- 
folgen, die Schlüsselgenerierung dabei auf jeden Fall nicht bei 
Dritten. 

Eine zentrale, hoheitliche Dokumentationsstelle sollte es den 
Teilnehmern am digitalen Signiersystem auf freiwilliger Basis 
erlauben, die signierten Dokumente sicher und dauerhaft in 
materialisierter Form zu hinterlegen, um für den Fall eines Ver- 
sagens der technischen und organisatorischen Systeme Kon- 
fliktfälle lösen zu können. 

9. die Bestimmungen des Signaturgesetzes für künftige Ent- 
wicklungen zu öffnen: 

Digitale Signaturen sind eine unverzichtbare Voraussetzung 
für die Sicherheit des elektronischen Rechtsverkehrs. Ohne ge- 
setzliche Rahmenvorgaben werden sich in absehbarer Zeit kei- 
ne einheitlichen technischen und organisatorischen Struktu- 
ren herausbilden. Es fehlt jedoch eine Öffnungsklausel für 
andere Sicherungsinfrastrukturen und -verfahren, die gleich- 
wertige Vertrauenswürdigkeit gewährleisten können. Das Sig- 
naturgesetz muß aber ausreichend flexibel sein, um zukünfti- 
ge Entwicklungen oder Neuentwicklungen nicht von 
vornherein zu blockieren und international übliche Verfahren 
nicht auszuschließen. 

Digitale Signaturen bringen nur dann ein höheres Maß an Si- 
cherheit für den Rechtsverkehr, wenn sie breite Anwendung 
finden. Voraussetzung hierfür ist, daß die Kosten für die Schlüs- 
selzertifikate möglichst gering gehalten werden. 

Nach dem Signaturgesetz können Signaturen nur als indivi-^ 
duelle und persönliche Signaturen erzeugt werden. Hieraus er- 
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geben sich Probleme für Personenmehrheiten. Im vorgesehe- 
nen Entwurf fehlt zudem die transparente Unterscheidung zwi- 
schen automatisierten oder persönlich erstellten Signaturen. 
Signaturen, welche in einem automatisierten Verfahren er- 
zeugt werden, müssen durch ein spezifisches Zertifikat als sol- 
che zu erkennen sein. 

10. einen zeitgemäßen Jugendschutz in den neuen Medien zu si- 
chern: 

Die bisherigen Regelungen zum Kinder- und Jugendschutz ha- 
ben sich grundsätzlich bewährt. Sie müssen sich aber stärker 
an der Lebenswirklichkeit junger Menschen orientieren und 
nun auch in geeigneter Weise an den Entwicklungsstand der 
neuen Medien angepaßt werden. Dabei sind die neuen Medi- 
en kein rechtsfreier Raum, alle Offline- wie Online -Angebote 
sind in den Jugendschutz durch rechtliche Bestimmungen und 
technische Vorkehrungen miteinzubeziehen. 

Im Hinblick auf die rasant fortschreitende Entwicklung digita- 
ler Bildbearbeitungstechnik können nahezu perfekte Schein- 
wirklichkeiten produziert werden. Oftmals sind auch hoch- 
spezialisierte Fachleute nicht mehr in der Lage, zweifelsfrei zu 
beurteilen, ob eine kinderpornographische, sexistische, rassi- 
stische oder gewaltverherrlichende Darstellung ein tatsächli- 
ches Geschehen oder nur eine Scheinwirklichkeit wiedergibt. 
Die Straftatbestände sind daher auch auf wirklichkeitsnahe 
Geschehen auszudehnen. 

Aufgrund der technischen Entwicklung werden dem klassi- 
schen Jugendschutz jedoch Grenzen auf gezeigt, gehen über- 
kommene nationale Regelungen, selbst wenn sie inhaltlich un- 
bestritten sind, in vielen Bereichen ins Leere. Daraus dürfen 
jedoch keine falschen Schlüsse gezogen werden: Weder die 
Ablehnung und Vernachlässigung, noch die von Angst oder 
Kompetenzverlusten geprägte Überregulierung des Jugend- 
schutzes führen zu adäquaten Lösungen. Gefragt ist Jugend- 
schutz mit Augenmaß. 

Insbesondere vor dem Hintergrund offener, weltweiter Daten- 
netze und dem Wissen um die relative Durchsetzbarkeit von 
Jugendschutzbestimmungen, bedarf es dafür entschlossener 
Initiativen auf internationaler Ebene. Um eine möglichst welt- 
weite Zusammenarbeit und gemeinsame Jugendschutzstan- 
dardls zu erreichen, muß darüber hinaus verstärkt darauf ge- 
drängt werden, daß sich Inhaltsanbieter in Selbstkontrollen 
zusammenschließen und ist auf den erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz in Familien und Schulen hinzuweisen. An der 
strafrechtlichen Ahndung der Herstellung und Verbreitung 
kinderpornographischer, sexistischer, gewaltverherrlichender 
und rassistischer Darstellungen wird selbstverständlich fest- 
gehalten. Ebenso bleibt das Verbot der Verbreitung jugend- 
gefährdender Inhalte an Minderjährige bestehen. 

Im Mittelpunkt der politischen Bemühungen muß daher 
zunächst die Einrichtung wirksamer Selbstkontrollmechanis- 
men der gewerbsmäßigen Anbieter von Inhalten in den Neu- 
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en Medien (On-Line-Dienste und Off-Line-Produkte) stehen. 
Die Berufung von unternehmenseigenen Jugendschutzbeauf- 
tragten kann ebenfalls zu einer adäquaten Wahrnehmung der 
Aufgaben des Kinder- und Jugendschutzes führen. 

Um einen hohen Standard und rechtliche Verbindlichkeit der 
Selbstkontrolle zu gewährleisten, muß ein unternehmens- 
übergreifender Konsens gewährleistet sein. Dafür erscheint es 
sinnvoll, einen Jugendschutzaudit zu schaffen, mit dem eine 
Zertifizierung der Selbstkontrolleinrichtungen der Wirtschaft 
durch das zuständige Bundesministerium erfolgt, soweit durch 
die Organisation Prüfsiegel vergeben werden sollen. Im übri- 
gen steht es den Anbietern, sofern sie sich an die bei der Bun- 
desprüfstelle geltenden Standards halten, frei, in welcher 
Selbstkontrolle sie sich organisieren oder ob sie eine Jugend- 
schutzbeauftragte oder einen Jugendschutzbeauftragten be- 
stellen. Insbesondere auch für Off-Line-Produkte, wie z. B. CD- 
Rom, hat in diesem Sinne eine verbindliche Wahrnehmung des 
Jugendschutzes zu erfolgen. 

Die personelle wie rechtliche Situation der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften ist zu verbessern, die Ver- 
fahren sind deutlich zu beschleunigen und sollten innerhalb 
möglichst kurzer Zeit zum Ergebnis führen. Um die fachliche 
Basis zu erweitern, sollten künftig auch qualifizierte freie Trä- 
ger der Jugendhilfe in die Lage versetzt werden, Anträge auf 
Indizierung zu stellen. Die Errichtung einer bundesweiten In- 
formations- und Aufklärungsstelle im Sinne einer Stiftung 
„Medientest" ist anzustreben. Sie soll über Fragen des Ju- 
gendschutzes informieren, Verfahren erläutern, rechtliche Be- 
ratung geben, Nutzer und Anbieter qualifizieren sowie Me- 
dienkompetenz bei Eltern und Kindern fördern. Darüber 
hinaus soll es zu den Aufgaben dieser Stelle gehören, die in- 
ternationale Diskussion über den Jugendschutz zu verfolgen 
und an der Erarbeitung internationaler Standards mitzuwirken. 

Eine Ausweitung des Schriftenbegriffs des GjS im Hinblick auf 
Online-Medien wie das Internet wäre wegen der gesamten Sy- 
stematik und mit Blick auf die Rechtsfolgen dagegen weder 
sinnvoll noch wegen der damit verbundenen Zugangsbe- 
schränkungen für Erwachsene verfassungsgemäß. Ein wirksa- 
mer Jugendschutz kann daher derzeit in erster Linie nur durch 
geeignete Sicherheitssoftware oder bewußte Nutzung am 
schulischen oder häuslichen Bildschirm erfolgen. 

11. mit einer intensiven Technikfolgenabschätzung den tiefgrei- 
fenden gesellschaftlichen Wandel zu begleiten: 

Angesichts der Tragweite des gesellschaftlichen Umbruchs 
und der Reichweite der vorliegenden Gesetzentwürfe bedarf 
es einer intensiven Begleitforschung und regelmäßiger Über- 
prüfung der rechtlichen Normen. Das gilt insbesondere für das 
Signaturgesetz, jedoch auch in gleicher Weise für alle anderen 
Anwendungsbereiche der Informations- und Kommunikati- 
onstechnik. 
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Dazu hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag jähr- 
lich umfassend Bericht über die Lage der Medien in Deutsch- 
land, der den Bereich der klassischen Medien ebenso ein- 
schließt wie den der neuen Medien, zu erstatten. Einrichtungen 
und Forschungsprojekte, die sich mit den Folgen des Wandels 
zur globalen Informationsgesellschaft für Deutschland be- 
schäftigen, sind vorrangig zu fördern. 

12. mit einer sorgfältigen Evaluation die Wirkungen des Gesetzes 
zu begleiten und zu überprüfen: 

Da das Gesetz in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht unter allen Gesichtspunkten geprüft und den Erforder- 
nissen einer insoweit notwendigen rechtlichen Normierung 
angepaßt werden konnte, und da der gesamte Bereich der neu- 
en Medien sich erst am Beginn einer raschen, alle Lebensbe- 
reiche durchdringenden Entwicklung befindet, müssen die 
Wirkungen des Gesetzes fortlaufend geprüft werden, auch im 
Hinblick auf die erforderliche Regelungsdichte. 
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